
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Bauleitplanverfahren wird geändert. Es wird nach § 13 BauGB 
weiter bearbeitet. Der Bebauungsplan wurde daher ein 2. Mal öffentlich 
ausgelegt.  
Die Änderung des Verfahrens war zwischen Frau Scholz, 
Regierungspräsidium, und Herrn Zillinger, Ingenieurbüro Zillinger, vor 
der 2. öffentlichen Auslegung telefonisch besprochen worden. 
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Die textliche Festsetzung ist eindeutig: „….Das auf den Grundstücken 
anfallende Niederschlagswasser, welches nicht verbraucht wird, ist zu 
versickern, wenn dies aus gutachterlicher Sicht (Bodengutachten) 
möglich ist. ….“ 
Da ein Bodengutachten für die privaten Grundstücken in Bezug auf die 
Versickerungsfähigkeit nicht vorliegt, kann die Einschränkung „..aus 
gutachterlicher Sicht…) nicht herausgenommen werden.  
Im Übrigen erfolgt die Entwässerung im Trennsystem, welches zum 
Beispiel zur Ableitung des auf den Straßen anfallenden 
Niederschlagswassers erforderlich ist. 
Diese Entwässerung ist zulässig, sodass die textlichen Festsetzungen 
nicht geändert werden müssen. 
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Es wird auf Ziffer 1 verwiesen 
Auch ist die Brauchwassernutzung und eine wasserdurchlässige 
Bauweise für Wege, private Pkw-Stellplätze, Garagenzufahrten und 
Hofflächen festgesetzt. 
Eine Dachbegrünung bzw. weitere Maßnahmen werden unter Hinweis 
auf die Entwässerung im Trennsystem nicht festgesetzt. 
 
Es wird auf die Ziffern 1 und 2 verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Begründung und die textlichen Festsetzungen werden 
entsprechend Anregung geändert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Grundflächenzahl wird nicht geändert. Die maximal zulässigen 
Befestigungen/Versiegelungen werden daher nicht erhöht. 
Nebenanlagen, Hofflächen, Wege usw. sind auch außerhalb der 
überbaubaren Fläche zulässig. Durch Vergrößerung der überbaubaren 
Fläche wird daher den Bauherren lediglich ein größerer Spielraum für 
die Stellung des Gebäudes eingeräumt. 
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Der Bodenschutz ist gesetzlich geregelt und ist ohnehin zu beachten. 
Eine textliche Festsetzung ist daher nicht erforderlich. Durch die 
Änderung des Bebauungsplanes werden die zulässigen 
Befestigungen/Versiegelungen nicht erhöht. Ein wesentlicher 
zusätzlicher Eingriff in das Schutzgut Boden wird daher durch die 
Änderung des Bebauungsplanes nicht ermöglicht. 
 
Dies kann auf Ebene der Bauleitplanung nicht geregelt werden.  
 
 
Die Bauleitplanung wurde nach Vorlage dieser Stellungnahme erneut 
öffentlich ausgelegt. Vor der öffentlichen Auslegung wurde eine 
Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung erstellt. Das Ausgleichsdefizit wird 
gemäß textlicher Festsetzung ausgeglichen. 
Erfahrungsgemäß werden die in Bebauungsplan festgesetzten 
Pflanzstreifen von den zukünftigen Eigentümern nicht angelegt bzw. 
nicht entsprechend der Festsetzungen bepflanzt und gepflegt. 
Auch kann ein Neubaugebiet nicht hinter Gehölzen „versteckt“ werden. 
Eine 10-prozentige Bepflanzung der Baugrundstücke ist festgesetzt. Bei 
Beachtung dieser Festsetzung wird eine gute Durchgrünung des 
Baugebietes erreicht. 
 
Die Festsetzung von öffentlichen Grünflächen in der angeregten Größe 
würde die Grundstücke wesentlich verkleinern. Die Nutzbarkeit würde 
erheblich eingeschränkt. Der Flächenverbrauch würde steigen, wenn an 
der Grundstücksgröße festgehalten würde. Dies entspricht daher nicht 
dem Grundsatz des Baugesetzbuches „Mit Grund und Boden sparsam 
umgehen“. 
Unabhängig davon kann die Gemeinde personell und wirtschaftlich 
nicht die Pflege von für Baugrundstücke erforderliche Grünflächen 
übernehmen. 
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Durch die festgesetzte Grundflächenzahl kann das Grundstück 
prozentual in Abhängigkeit der Größe versiegelt bzw. befestigt werden. 
Genau diesem Ansatz folgt die prozentuale Vorgabe für die 
Bepflanzungen. Je größer ein Grundstück ist, umso mehr kann befestigt 
werden und daher ist dann umso mehr zu bepflanzen. 
Da die Größe der Grundstücke bei Bebauung bekannt ist, ist die 
Festsetzung eindeutig und gerechter. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 




